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Die liberale Stiftung lud am gestrigen Abend Vertreter aus Wirtschaft, Recht und Politik 

ein, um das „Politikum“ des Staatsmonopols für Lotterien und Sportwetten zu diskutieren.

Eine düstere Bestandsaufnahme zur bisherigen Regelung aus ökonomischer Sicht stellte 

Volkswirt  Dr.  Luca  Rebeggiani  vom  Institut  für  Volkswirtschaftslehre,  Konjunktur  und 

Strukturpolitik an der Universität Hannover fest. Er führte den Teilnehmern vor Augen, 

dass  der  Marktanteil  des  staatlichen  Glücksspiels  in  den  letzten  Jahren  stark 

zurückgegangen ist,  während die  stark suchtgefährlichen Spielautomaten zugenommen 

haben. Der Wettmarkt sei mit 94 % fast vollständig in der Hand privater Anbieter. 

Über  den  nationalen  Tellerrand  blickten  die  Rechtsanwälte  Dr.  Helmut  Grubmüller, 

Geschäftsführer  des  Österreichischen  Buchmacherverbandes,  und  Dr.  Wulf  Hambach, 

Gründungspartner  der  Hambach  &  Hambach  Rechtsanwälte,  die  das  deutsche 

Staatsmonopol  mit  den  Regelungen  in  den  Nachbarländern  Österreich  und  Dänemark 

verglichen.  Vor  kurzem  habe  sich  Dänemark  entschlossen,  Poker  und  Sportwetten  zu 

liberalisieren, da ein attraktives erlaubtes Angebot fehlte und die Spielteilnehmer ebenso 

wie in Deutschland in den Schwarzmarkt abwanderten. Dr. Hambach verwies darauf, dass 

Dänemark, wie auch Italien und Frankreich aus finanzpolitischen Gründen ein Monopol 

auf Lotterien beibehalte. Die Kanalisierung des Spieltriebes im Bereich Sportwetten und 

Poker  erfolge  in  Dänemark  jedoch  nicht  durch  Verbote,  sondern  gerade  durch  eine 

beabsichtigte  kontrollierte  Zulassung  von  Werbung  und  zwar  ausschließlich  für  in 

Dänemark zugelassene Anbieter. Die Bewerbung legaler Angebote solle  und werde ein 

weiteres unkontrolliertes Abfließen der Steuern ins  Ausland bzw. in den Schwarzmarkt 

stoppen. 

In  Österreich,  so  Dr.  Grubmüller,  stoße  die  stetig  wiederkehrende  Diskussion  in 

Deutschland auf wenig Verständnis. Dort würden Sportwetten bereits nicht als Glücksspiel 

angesehen.  Dr.  Grubmüller  sah in  dem Beharren Deutschlands  auf  das  Suchtrisiko  von 

Sportwetten schon selbst eine Art „Sucht“. Österreich verzeichne trotz oder gerade wegen 

dem  freien  Wettbewerb  in  Österreich  keine  nennenswerte  Suchtproblematik  bei 

Sportwetten. 
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Die Sprecherin der bayerischen FDP-Fraktion für Kultur, Medien, Jugend- und Sportpolitik, 

Julika  Sandt,  forderte  energisch  „Marktwirtschaft  statt  Marxwirtschaft.“  Nicht  die 

Staatseinnahmen,  wie  zuletzt  durch  Ministerpräsident  Seehofer  geäußert,  sondern  die 

Regelungen für effektiven Jugendschutz und Spielsuchtprävention sollten im Vordergrund 

stehen. Hierfür sei ein Staatsmonopol schlicht nicht erforderlich.

Das  Fazit  des  Moderators  der  Veranstaltung,  Horst-Jürgen  Lahmann,  Vorsitzender  der 

liberalen  Gesellschaft  Bremen,  lautete:  „Das  bisherige  Staatsmonopol  ist  weder 

ökonomisch sinnvoll noch kann dadurch das Ziel der Suchtbekämpfung erreicht werden, 

wenn  weiterhin  Automatenspiele  privilegiert  werden  und  Konsumenten  wie 

Unternehmen  in  den  Schwarzmarkt  abwandern.  Will  Deutschland  keine  Insel  bleiben, 

umgeben von Nachbarländern mit liberalisierten Märkten, müssen nun die Weichen neu 

gestellt werden“.
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